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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Mann, Fritsch und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Sammelübersicht 149 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/5503 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1-10-06-103-13975 den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zur Kenntnis und der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 12. Jiuü 1986 

Mann 

Fritsch 

Borgmann, Hönes, Volmer-und Fraktion 

Begründung 

Die Petenten fordern im Rahmen einer Sammelpetition, durch 
Ändenmg des Gnmdgesetzes das Menschenrecht auf eine 
gesunde Umwelt verfassungsrechtlich zu verankern. 

Die am 28. April 1984 von der Interessengemeinschaft für gesunde 
Luft e.V. eingereichte Petition wird insgesamt von etwa 3500 
Bürgeriimen und Bürgern imterstützt. Nach Auffassung der 
Petenten ist die verfassungsrechtliche Verankenmg des Rechts 
auf eine gesunde Umwelt „die Voraussetzung dafür, daß staat- 
licher Umweltschutz von wirtschaftlichen Interessen unabhän- 
giger wird imd damit den Bedürfnissen der Menschen in diesem 
Staate dient“. 

Die Petenten berufen sich auf den Gesundheitsbegriff der Welt- 
gesimdheitsorgemisation, der für jedes UNO-Mitglied bindend ist. 
Danach ist Gesundheit ein Zustand völligen körperlichen, geisti- 
gen vmd sozialen Wohlbefindens und nicht nm das frei sein von 
Krankheit xmd Gebrechen. In der Petition wird weiter auf die 
Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Men- 
schen in Stockholm im Juni 1972 imd die Verkündimg des Men- 
schenrechtes auf eine gesunde imd menschenwürdige Umwelt 
bei dieser Konferenz hingewiesen. 
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Die Petenten haben vielfältiges Doknmentationsmaterial über die 
bedrohliche Entwicklung unserer Umwelt eingereicht. Mehrere 
Umweltschutzorganisationen haben gegenüber dem Petitionsaus- 
schuß ihre Unterstützung des Anliegens der Petenten bekundet. 
Die Petenten ihrerseits erklärten sich sohdarisch nut einem Aufruf 
von etwa 100000 Lesern des Nachrichtenmagazins „Stern" an 
den Bundeskanzler, in dem gefordert wurde, den Umweltschutz 
mit Verfassungsrang auszustatten. 

Die Fraktionen des Deutschen Bundestages im Petitionsausschuß 
sind nüt Ausnahme der antragstellenden Fraktion DIE GRÜNEN 
der Auffassung, die Petition habe sich durch den Beschluß des 
Deutschen Bundestages in seiner 187. Sitzung am 16. Januar 1986 
über den Entwurf eines Sechsimddreißigsten Gesetzes zur Ände- 
rung des Grundgesetzes erledigt. Diese Auffassung ist abzuleh- 
nen. Gerade das Vorbringen der Petenten sollte dem Deutschen 
Bundestag und der Bundesregierung Anlaß geben, erneut über 
eine verfassungsrechtliche Verankerung des Umweltschutzes zu 
beraten und diese rechts- und verfassungspolitisch längst überfäl- 
lige Konsequenz zu ziehen. Wer die natürlichen Lebensgrundla- 
gen für die heutige und künftigen Generationen wirksam schüt- 
zen will, muß bereit sein, den Rechtsschutz des Bürgers im 
Umweltbereich qualitativ zu verbessern. 

Nach der Ablehnung des o.g. Gesetzentwurfes der GRÜNEN am 
16. Januar 1986 haben die Petenten weitere 165 Unterschriften 
eingereicht. Unter Hinweis auf einen Zeitschriftenartikel vom 
20. Januar 1986, wonach die Weltbevölkerung am Anfang einer 
globalen Klimakatastrophe steht, vertreten sie die Auffassung, die 
Mehrheit der Abgeordneten des Deutschen Bundestages habe 
„die Zeichen der Zeit bzw. den Emst der Lage noch immer nicht 
begriffen". Die Katastrophe von Tschernobyl ist für alle im Deut- 
schen Bundestag vertretenen Parteien Anlaß, ihre bisherige 
Umweltpohtik von Gnmd auf zu überprüfen. 

Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Verantwortimg des 
Gesetzgebers der Gegenwart gegenüber nachfolgenden Genera- 
tionen im Zusammenhang nüt den Gefahren von Wiederaufberei- 
tung und Endlagerung radioaktiver Brennelemente sei auf einen 
im April 1986 in der Zeitschrift für Rechtspolitik veröffentlichten 
Aufsatz „Nachweltschutz als Verfassungsaufgabe" von Hasso 
Hofmann verwiesen. 

Hof mann führt u. a. aus: 

„Was den Zeitraum der erforderlichen Überwachung anlangt, so 
differieren die Angaben zwischen einigen hundert und mehr als 
100000 Jahren. Viele meinen, es sei realistisch, für die notwen- 
dige Kontrolle eine Zeitspanne von 1 000 Jahren anzusetzen. Dies 
bedeutet, daß der für die Endlagenmg hochradioaktiver Abfälle 
verantwortliche Staat für etwa 1000 Jahre eine gewisse Über- 
wachung der Atommülldeponie sicherstellen müßte". 

Weitere Katastrophen globalen Ausmaßes können nur verhindert 
werden, wenn der für das menschliche Leben überragend wich- 
tige Schutz der natürlichen Lebensgmndlagen Vorrang erhält vor 
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technischer und industrieller Entwicklung, wirtschaftlichen 
Wachstums und Privatinteressen. Es muß eine für die Gesellschaft 
richtungweisende allgemein gültige Wertentscheidung zu Gun- 
sten des Schutzes der Umwelt getroffen werden. Eine solche 
Entscheidung sollte um so leichter fallen, als verschiedene Staaten 
Europas inzwischen dem Schutz der natürlichen Umwelt Verfas- 
simgsrang zuerkarmt imd auch verschiedene Bundesländer eine 
entsprechende Staatszielbestimmung in ihren Verfassungen ver- 
ankert haben. 
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